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achterstaaten und Palästina in seiner Eigenschaft als Beobach-
ter sowie die in Ziffer 11 aufgeführten zwischenstaatlichen Or-
ganisationen können ebenfalls an verschiedenen Runden Ti-
schen teilnehmen, die ebenfalls im Benehmen mit dem Präsi-
denten der Generalversammlung bestimmt werden. 

8. Die Teilnehmerliste für jeden der Runden Tische wird so 
bald wie möglich vorgelegt. 

9. Die Runden Tische finden unter Ausschluss der Medien 
und der allgemeinen Öffentlichkeit statt. Die akkreditierten De-
legierten und Beobachter können den Verlauf der Runden Ti-
sche über eine interne Fernsehanlage in einem Nebensaal ver-
folgen. 

10. In der abschließenden Plenarsitzung des Millenniums-
Gipfels werden die Zusammenfassungen der Beratungen wäh-
rend der vier Runden Tische von den Vorsitzenden der Runden 
Tische einzeln oder gemeinsam mündlich vorgetragen. 

11. Gemäß Resolution 54/261 können ein oder mehrere Ver-
treter von zwischenstaatlichen Organisationen, Parlamenten 
und der Zivilgesellschaft an den Plenarsitzungen des Millen-
niums-Gipfels teilnehmen, soweit dies zeitlich möglich ist. In 
diesem Zusammenhang und ohne Benachteiligung anderer Or-
ganisationen, die über den Beobachterstatus in der Generalver-
sammlung verfügen, kann ein Vertreter jeder der folgenden Or-
ganisationen auf die Rednerliste für die Plenarsitzungen des 
Gipfels gesetzt werden: 

 Liga der arabischen Staaten  
 Organisation der afrikanischen Einheit 
 Europäische Kommission 
 Organisation der Islamischen Konferenz 
 Konferenz der Parlamentspräsidenten 
 Millenniums-Forum. 

12. Des Weiteren können auch ein Vertreter des Internationa-
len Komitees vom Roten Kreuz und ein Vertreter des Souverä-
nen Malteser-Ritterordens auf die Rednerliste für die Plenarsit-
zungen des Millenniums-Gipfels gesetzt werden, soweit dies 
zeitlich möglich ist. 

13. Außer für die Mitgliedstaaten wird die Rednerliste für die 
Plenarsitzungen des Millenniums-Gipfels am Mittwoch, dem 
16. August 2000 geschlossen. 

RESOLUTION 54/282 
Verabschiedet auf der 100. Plenarsitzung am 5. September 2000, ohne Abstim-
mung, auf der Grundlage des Resolutionsentwurfs A/54/L.89, vorgelegt vom Präsi-
denten der Generalversammlung. 

54/282. Entwurf der Millenniums-Erklärung der Verein-
ten Nationen 

 Die Generalversammlung, 

 unter Hinweis auf ihre Resolutionen 53/202 vom 17. De-
zember 1998, 54/254 vom 15. März 2000, 54/261 vom 10. Mai 
2000 und 54/281 vom 11. August 2000, 

 beschließt, den als Anlage beigefügten Entwurf der Millen-
niums-Erklärung der Vereinten Nationen an den für den 6. bis 
8. September 2000 anberaumten Millenniums-Gipfel der Ver-
einten Nationen zur Behandlung zu überweisen. 

ANLAGE 

Entwurf der Millenniums-Erklärung der 
 Vereinten Nationen 

I.  WERTE UND GRUNDSÄTZE 

1. Wir, die Staats- und Regierungschefs, sind am Anbruch ei-
nes neuen Jahrtausends vom 6. bis 8. September 2000 am 
Amtssitz der Vereinten Nationen in New York zusammen-
gekommen, um unseren Glauben an die Vereinten Nationen 
und ihre Charta als unverzichtbare Grundlagen einer friedliche-
ren, in größerem Wohlstand lebenden, gerechteren Welt zu be-
kräftigen. 

2. Wir erkennen an, dass wir neben unseren eigenen Verant-
wortlichkeiten gegenüber unserer jeweiligen Gesellschaft ge-
meinschaftlich dafür verantwortlich sind, weltweit die Grund-
sätze der Menschenwürde, der Gleichberechtigung und der Bil-
ligkeit zu wahren. Als Führer haben wir daher eine Pflicht ge-
genüber allen Bürgern der Welt zu erfüllen, namentlich den 
schwächsten unter ihnen und insbesondere den Kindern der 
Welt, denen die Zukunft gehört.  

3. Wir bekräftigen unsere Verpflichtung auf die Ziele und 
Grundsätze der Charta der Vereinten Nationen, die sich als 
zeitlos und universal bewiesen haben. Sie haben mit der wach-
senden Verflechtung von Nationen und Völkern und ihrer zu-
nehmenden Interdependenz sogar noch an Belang und an Be-
deutung als Quelle der Inspiration gewonnen. 

4. Wir sind entschlossen, im Einklang mit den Zielen und 
Grundsätzen der Charta in der ganzen Welt gerechten und dau-
erhaften Frieden herbeizuführen. Wir bekennen uns erneut da-
zu, alle Anstrengungen zu unterstützen, die auf die Wahrung 
der souveränen Gleichheit aller Staaten, die Achtung ihrer ter-
ritorialen Unversehrtheit und politischen Unabhängigkeit, die 
Beilegung von Streitigkeiten mit friedlichen Mitteln und in 
Übereinstimmung mit den Grundsätzen der Gerechtigkeit und 
des Völkerrechts, das Selbstbestimmungsrecht der Völker, die 
sich weiterhin unter kolonialer Herrschaft und ausländischer 
Besetzung befinden, die Nichteinmischung in die inneren An-
gelegenheiten der Staaten, die Achtung der Menschenrechte 
und Grundfreiheiten, die Gleichberechtigung aller ohne Unter-
schied nach Rasse, Geschlecht, Sprache oder Religion und die 
internationale Zusammenarbeit bei der Lösung internationaler 
Probleme wirtschaftlicher, sozialer, kultureller oder huma-
nitärer Art gerichtet sind. 

5. Wir sind überzeugt, dass die zentrale Herausforderung, vor 
der wir heute stehen, darin besteht, sicherzustellen, dass die 
Globalisierung zu einer positiven Kraft für alle Menschen der 
Welt wird. Denn wenngleich die Globalisierung uns große 
Chancen eröffnet, so sind doch die mit ihr einhergehenden Vor-
teile ebenso wie auch ihre Kosten gegenwärtig sehr ungleich 
verteilt. Wir erkennen an, dass die Entwicklungs- und Über-
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gangsländer besondere Schwierigkeiten überwinden müssen, 
um dieser zentralen Herausforderung zu begegnen. Die Globa-
lisierung kann also nur dann alle voll mit einschließen und aus-
gewogen sein, wenn breit angelegte, dauerhafte Anstrengungen 
unternommen werden, auf der Grundlage der ganzen Vielfalt 
unserer einen Menschheit eine gemeinsame Zukunft zu schaf-
fen. Diese Anstrengungen müssen auf weltweiter Ebene ver-
folgte Politiken und Maßnahmen umfassen, die den Bedürfnis-
sen der Entwicklungs- und Übergangsländer entsprechen und 
mit ihrer effektiven Mitwirkung formuliert und umgesetzt wer-
den.  

6. Wir sind der Auffassung, dass die internationalen Bezie-
hungen im 21. Jahrhundert unbedingt von bestimmten Grund-
werten geprägt sein müssen: 

• Freiheit. Männer und Frauen haben das Recht, in 
Würde und Freiheit – von Hunger und der Furcht vor 
Gewalt, Unterdrückung oder Ungerechtigkeit – ihr 
Leben zu leben und ihre Kinder zu erziehen. Diese 
Rechte werden am besten durch eine demokratische 
und partizipatorische Staatsführung auf der Grundlage 
des Willens des Volkes gewährleistet. 

• Gleichheit. Keinem Menschen und keiner Nation darf 
die Chance vorenthalten werden, aus der Entwicklung 
Nutzen zu ziehen. Die Gleichberechtigung und Chan-
cengleichheit von Männern und Frauen muss gewähr-
leistet sein. 

• Solidarität. Die globalen Probleme müssen so bewäl-
tigt werden, dass die damit verbundenen Kosten und 
Belastungen im Einklang mit den grundlegenden 
Prinzipien der Billigkeit und sozialen Gerechtigkeit 
aufgeteilt werden. Diejenigen, die leiden oder denen 
die geringsten Vorteile entstehen, haben ein Anrecht 
darauf, Hilfe von den größten Nutznießern zu erhal-
ten. 

• Toleranz. Die Menschen müssen einander in der ge-
samten Vielfalt ihrer Glaubensüberzeugungen, Kultu-
ren und Sprachen achten. Unterschiede innerhalb ei-
ner Gesellschaft sowie zwischen verschiedenen Ge-
sellschaften sollten weder gefürchtet noch unter-
drückt, sondern vielmehr als kostbares Gut der 
Menschheit geschätzt werden. Eine Kultur des Frie-
dens und des Dialogs zwischen allen Kulturen sollte 
aktiv gefördert werden. 

•  Achtung vor der Natur. Bei der Bewirtschaftung al-
ler lebenden Arten und natürlichen Ressourcen muss 
im Einklang mit den Grundsätzen der nachhaltigen 
Entwicklung Umsicht bewiesen werden. Nur so kön-
nen wir die unermesslichen Reichtümer, mit denen die 
Natur uns beschenkt, erhalten und an unsere Nach-
kommen weitergeben. Die heutigen nicht zukunftsfä-
higen Produktions- und Konsumstrukturen müssen im 
Interesse unseres künftigen Wohls und des Wohls un-
serer Nachfahren geändert werden. 

• Gemeinsam getragene Verantwortung. Die Ver-
antwortung für die Gestaltung der weltweiten wirt-
schaftlichen und sozialen Entwicklung und die Bewäl-
tigung von Bedrohungen des Weltfriedens und der in-
ternationalen Sicherheit muss von allen Nationen der 
Welt gemeinsam getragen und auf multilateraler Ebe-
ne wahrgenommen werden. Als universellste und re-
präsentativste Organisation der Welt müssen die Ver-
einten Nationen die zentrale Rolle dabei spielen. 

7. Um diese gemeinsamen Werte in Taten umzusetzen, haben 
wir grundlegende Ziele aufgezeigt, denen wir besondere Be-
deutung beimessen: 

II.  FRIEDEN, SICHERHEIT UND ABRÜSTUNG 

8. Wir werden keine Mühen scheuen, um unsere Völker von 
der Geißel des Krieges, ob Bürgerkriege oder Kriege zwischen 
Staaten, zu befreien, die im letzten Jahrzehnt über 5 Millionen 
Menschenleben gefordert haben. Wir werden außerdem die Ge-
fahren zu beseitigen trachten, die von Massenvernichtungs-
waffen ausgehen. 

9. Wir treffen daher den Beschluss, 

• die Achtung vor dem Primat des Rechts sowohl in den 
internationalen als auch den nationalen Angelegenhei-
ten zu stärken und insbesondere sicherzustellen, dass 
die Mitgliedstaaten den Entscheidungen des Internati-
onalen Gerichtshofs im Einklang mit der Charta der 
Vereinten Nationen in den Fällen, in denen sie Partei 
sind, Folge leisten; 

• den Vereinten Nationen in der Wahrung des Friedens 
und der Sicherheit zu größerer Wirksamkeit zu ver-
helfen, indem wir ihnen die Mittel und Werkzeuge an 
die Hand geben, die sie für die Konfliktverhütung, die 
friedliche Beilegung von Streitigkeiten, die Friedens-
sicherung, die Friedenskonsolidierung in der Kon-
fliktfolgezeit und den Wiederaufbau benötigen. In 
diesem Zusammenhang nehmen wir Kenntnis von 
dem Bericht der Sachverständigengruppe für die 
Friedensmissionen der Vereinten Nationen18 und er-
suchen die Generalversammlung, ihre Empfehlungen 
umgehend zu prüfen; 

• die Zusammenarbeit zwischen den Vereinten Natio-
nen und den Regionalorganisationen im Einklang mit 
den Bestimmungen von Kapitel VIII der Charta zu 
verstärken; 

• sicherzustellen, dass die Vertragsstaaten die Verträge 
auf Gebieten wie Rüstungskontrolle und Abrüstung, 
humanitäres Völkerrecht und Recht auf dem Gebiet 
der Menschenrechte anwenden, und fordern alle Staa-
ten auf, die Unterzeichnung und Ratifikation des Rö-

 
18 A/55/305-S/2000/809; siehe Official Records of the Security Council, Fifty-
fifth Year, Supplement for July, August and September 2000, Dokument 
S/2000/809. 
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mischen Statuts des Internationalen Strafgerichts-
hofs19 in Erwägung zu ziehen; 

• konzertierte Maßnahmen gegen den internationalen 
Terrorismus zu ergreifen und so bald wie möglich al-
len diesbezüglichen internationalen Übereinkünften 
beizutreten; 

• unsere Anstrengungen zu verdoppeln, um unsere Ver-
pflichtung auf den Kampf gegen das weltweite Dro-
genproblem in die Tat umzusetzen; 

• unsere Anstrengungen im Kampf gegen die grenz-
überschreitende Kriminalität in allen ihren Dimensio-
nen, insbesondere gegen den Menschenhandel, die 
Schleuserkriminalität und die Geldwäsche, zu intensi-
vieren; 

• die nachteiligen Auswirkungen von Wirtschaftssank-
tionen der Vereinten Nationen auf unschuldige Be-
völkerungen auf ein Mindestmaß zu beschränken, die 
entsprechenden Sanktionsregime regelmäßig zu über-
prüfen und die nachteiligen Auswirkungen von Sank-
tionen auf Dritte zu beseitigen; 

• uns für die Beseitigung der Massenvernichtungswaf-
fen, insbesondere Kernwaffen, einzusetzen, und keine 
Möglichkeit zur Erreichung dieses Ziels außer Acht 
zu lassen, einschließlich der Möglichkeit, eine inter-
nationale Konferenz einzuberufen, um Mittel und 
Wege zur Beseitigung atomarer Gefahren auf-
zuzeigen; 

• konzertierte Maßnahmen zu ergreifen, um dem uner-
laubten Handel mit Kleinwaffen und leichten Waffen 
ein Ende zu setzen, insbesondere dadurch, dass wir 
Waffentransfers transparenter machen und regionale 
Abrüstungsmaßnahmen unterstützen, unter Berück-
sichtigung aller Empfehlungen der bevorstehenden 
Konferenz der Vereinten Nationen über den unerlaub-
ten Handel mit Kleinwaffen und leichten Waffen; 

• alle Staaten aufzufordern, den Beitritt zu dem Über-
einkommen über das Verbot des Einsatzes, der Lage-
rung, der Herstellung und der Weitergabe von Anti-
personenminen und über deren Vernichtung20 sowie 
zu dem Minenprotokoll zu dem Übereinkommen über 
konventionelle Waffen in seiner geänderten Fassung21 
in Erwägung zu ziehen. 

10. Wir fordern die Mitgliedstaaten nachdrücklich auf, einzeln 
und gemeinsam heute und in Zukunft die Olympische Waffen-
ruhe einzuhalten und das Internationale Olympische Komitee 
bei seinen Bemühungen um die Förderung des Friedens und 
der Verständigung zwischen den Menschen durch den Sport 
und das olympische Ideal zu unterstützen. 
 
19 A/CONF.183/9. 
20 Siehe CD/1478. 
21 Protokoll über das Verbot oder die Beschränkung des Einsatzes von Minen, 
Sprengfallen und anderen Vorrichtungen in seiner geänderten Fassung 
(CCW/CONF. I/16 (Teil I), Anhang B). 

III.   ENTWICKLUNG UND ARMUTSBESEITIGUNG 

11. Wir werden keine Mühen scheuen, um unsere Mitmen-
schen – Männer, Frauen und Kinder – aus den erbärmlichen 
und entmenschlichenden Lebensbedingungen der extremen 
Armut zu befreien, in der derzeit mehr als eine Milliarde von 
ihnen gefangen sind. Wir sind entschlossen, das Recht auf 
Entwicklung für jeden zur Wirklichkeit werden zu lassen und 
die gesamte Menschheit von Not zu befreien. 

12. Wir treffen daher den Beschluss, auf nationaler wie auf in-
ternationaler Ebene ein Umfeld zu schaffen, das der Entwick-
lung und der Beseitigung der Armut förderlich ist. 

13. Erfolg bei der Verwirklichung dieser Ziele hängt unter an-
derem von guter Lenkung in einem jeden Land ab. Er hängt 
fernerhin von guter Lenkung auf internationaler Ebene und von 
der Transparenz der Finanz-, Geld- und Handelssysteme ab. 
Wir sind entschlossen, ein offenes, faires, regelgestütztes, bere-
chenbares und nichtdiskriminierendes multilaterales Handels- 
und Finanzsystem zu schaffen.  

14. Mit Sorge erfüllen uns die Hindernisse, denen die 
Entwicklungsländer bei der Mobilisierung der Ressourcen 
begegnen, die sie zur Finanzierung ihrer dauerhaften Entwick-
lung benötigen. Wir werden daher jede erdenkliche 
Anstrengung unternehmen, um den Erfolg der für 2001 
geplanten Internationalen zwischenstaatlichen Veranstaltung 
auf hoher Ebene über Entwicklungsfinanzierung zu gewähr-
leisten. 
15. Wir verpflichten uns außerdem, auf die besonderen Be-
dürfnisse der am wenigsten entwickelten Länder einzugehen. In 
diesem Zusammenhang begrüßen wir die für Mai 2001 anbe-
raumte dritte Konferenz der Vereinten Nationen über die am 
wenigsten entwickelten Länder und werden bestrebt sein, ihren 
Erfolg sicherzustellen. Wir fordern die Industrieländer auf, 

• sich möglichst bis zu der Konferenz eine Politik des 
zoll- und quotenfreien Zugangs für praktisch alle Ex-
portgüter aus den am wenigsten entwickelten Ländern 
zu eigen zu machen; 

• ohne weitere Verzögerungen das verstärkte Schulden-
erleichterungsprogramm für die hochverschuldeten 
armen Länder durchzuführen und übereinzukommen, 
alle bilateralen öffentlichen Schulden dieser Länder 
zu streichen, wenn diese Länder sich im Gegenzug auf 
eine nachprüfbare Armutsminderung verpflichten; 

• großzügigere Entwicklungshilfe zu gewähren, insbe-
sondere an Länder, die wirkliche Anstrengungen un-
ternehmen, ihre Ressourcen für die Armutsminderung 
einzusetzen.  

16. Wir sind außerdem entschlossen, die Schuldenprobleme 
der Entwicklungsländer mit niedrigen und mittleren Einkom-
men umfassend und wirksam anzugehen, indem wir auf natio-
naler und internationaler Ebene verschiedene Maßnahmen er-
greifen, die ihre Schulden auf lange Sicht tragbar werden las-
sen.  
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17. Wir treffen außerdem den Beschluss, den besonderen Be-
dürfnissen der kleinen Inselentwicklungsländer dadurch Rech-
nung zu tragen, dass wir das Aktionsprogramm von Barbados22 
und das Ergebnis der zweiundzwanzigsten Sondertagung der 
Generalversammlung rasch und in vollem Umfang umsetzen. 
Wir fordern die internationale Gemeinschaft nachdrücklich auf, 
sicherzustellen, dass bei der Erarbeitung eines Gefährdungsin-
dexes die besonderen Bedürfnisse der kleinen Inselentwick-
lungsländer berücksichtigt werden.  

18. Wir sind uns der besonderen Bedürfnisse und Probleme 
der Binnenentwicklungsländer bewusst und fordern sowohl die 
bilateralen als auch die multilateralen Geber nachdrücklich auf, 
dieser Ländergruppe erhöhte finanzielle und technische Hilfe 
zu gewähren, um ihren besonderen Entwicklungsbedürfnissen 
gerecht zu werden und ihnen durch die Verbesserung ihrer 
Transitverkehrssysteme bei der Überwindung geografisch be-
dingter Hindernisse behilflich zu sein. 

19. Wir treffen ferner den Beschluss, 

• bis zum Jahr 2015 den Anteil der Weltbevölkerung, 
dessen Einkommen weniger als einen Dollar pro Tag 
beträgt, und den Anteil der Menschen, die Hunger 
leiden, zu halbieren, sowie bis zu demselben Jahr den 
Anteil der Menschen, die hygienisches Trinkwasser 
nicht erreichen oder es sich nicht leisten können, zu 
halbieren; 

• bis zum gleichen Jahr sicherzustellen, dass Kinder in 
der ganzen Welt, Jungen wie Mädchen, eine Primar-
schulbildung vollständig abschließen können und dass 
Mädchen wie Jungen gleichberechtigten Zugang zu 
allen Bildungsebenen haben; 

• bis zum gleichen Jahr die Müttersterblichkeit um drei 
Viertel und die Sterblichkeit von Kindern unter fünf 
Jahren um zwei Drittel der derzeitigen Rate gesenkt 
zu haben; 

• bis dahin die Ausbreitung von HIV/Aids, die Geißel 
der Malaria und andere schwere Krankheiten, von de-
nen die Menschheit heimgesucht wird, zum Stillstand 
gebracht und allmählich zum Rückzug gezwungen zu 
haben; 

• Kindern, die durch HIV/Aids zu Waisen wurden, be-
sondere Hilfe zukommen zu lassen; 

• bis zum Jahr 2020, wie in der Initiative "Städte ohne 
Elendsviertel" vorgeschlagen, erhebliche Verbesse-
rungen im Leben von mindestens 100 Millionen 
Slumbewohnern erzielt zu haben.  

20. Wir treffen außerdem den Beschluss, 

 
22 Aktionsprogramm für die nachhaltige Entwicklung der kleinen Inselstaaten 
unter den Entwicklungsländern (Report of the Global Conference on the Sus-
tainable Development of Small Island Developing States, Bridgetown, Barba-
dos, 25 April-6 May 1994 (Veröffentlichung der Vereinten Nationen, Best.-Nr. 
E. 94.I.18 und Korrigenda), Kap. I, Resolution 1, Anlage II). 

• die Gleichstellung der Geschlechter und die Ermäch-
tigung der Frau als wirksame Mittel zur Bekämpfung 
von Armut, Hunger und Krankheit zu fördern und ei-
ne wirklich nachhaltige Entwicklung herbeizuführen; 

• Strategien zu erarbeiten und umzusetzen, die jungen 
Menschen überall eine reale Chance geben, men-
schenwürdige und produktive Arbeit zu finden; 

• der pharmazeutischen Industrie nahe zu legen, le-
benswichtige Medikamente verfügbarer und für alle 
Menschen in den Entwicklungsländern, die sie brau-
chen, erschwinglich zu machen; 

• im Bemühen um Entwicklung und Armutsbeseitigung 
feste Partnerschaften mit dem Privatsektor und den 
Organisationen der Zivilgesellschaft aufzubauen; 

• sicherzustellen, dass alle Menschen die Vorteile der 
neuen Technologien, insbesondere der Informations- 
und Kommunikationstechnologien, nutzen können, in 
Übereinstimmung mit den Empfehlungen in der Mi-
nistererklärung des ECOSOC 200023. 

IV.   SCHUTZ UNSERER GEMEINSAMEN UMWELT 

21. Wir dürfen keine Mühen scheuen, um die gesamte 
Menschheit und vor allem unsere Kinder und Kindeskinder aus 
der Gefahr zu befreien, auf einem Planeten leben zu müssen, 
der durch menschliches Handeln nicht wiedergutzumachende 
Schäden davongetragen hat und dessen Ressourcen ihren Be-
darf nicht länger decken können. 

22. Wir bekräftigen unsere Unterstützung für die Grundsätze 
der nachhaltigen Entwicklung, namentlich auch der in der 
Agenda 2124 enthaltenen Grundsätze, die auf der Konferenz der 
Vereinten Nationen über Umwelt und Entwicklung verab-
schiedet wurden. 

23. Wir treffen daher den Beschluss, in allen unseren die Um-
welt betreffenden Maßnahmen eine neue Ethik der Erhaltung 
und pfleglichen Behandlung der Umwelt zu verfolgen, und tref-
fen den Beschluss, als Erstes 

• alles zu tun, um sicherzustellen, dass das Protokoll 
von Kioto möglichst bis zum zehnten Jahrestag der 
Konferenz der Vereinten Nationen über Umwelt und 
Entwicklung im Jahre 2002 in Kraft tritt, und mit der 
verlangten Senkung des Ausstoßes von Treibhausga-
sen zu beginnen; 

• unsere gemeinsamen Bemühungen um die Bewirt-
schaftung, Erhaltung und nachhaltige Entwicklung al-
ler Arten von Wäldern zu verstärken; 

 
23 E/2000/L.9. 
24 Report of the United Nations Conference on Environment and Development, 
Rio de Janeiro, 3-14 June 1992 (Veröffentlichung der Vereinten Nationen, 
Best.-Nr. E.93.I.8 und Korrigenda), Vol. I: Resolutions adopted by the Confer-
ence, Resolution 1, Anlage II. 
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• nachdrücklich auf die vollinhaltliche Umsetzung des 
Übereinkommens über die biologische Vielfalt25 und 
des Übereinkommens zur Bekämpfung der Wüsten-
bildung in den von Dürre und/oder Wüstenbildung 
schwer betroffenen Ländern, insbesondere in Afrika26, 
hinzuarbeiten; 

• der auf Dauer nicht tragbaren Ausbeutung der Was-
serressourcen ein Ende zu setzen, durch die Entwick-
lung regionaler, nationaler und lokaler Wasserwirt-
schaftsstrategien, die sowohl einen fairen Zugang als 
auch ausreichende Vorräte fördern; 

• intensiver zusammenzuarbeiten, um die Zahl und die 
Auswirkungen von Natur- und anthropogenen Kata-
strophen zu vermindern; 

• den freien Zugang zu Informationen über die mensch-
liche Genomsequenz sicherzustellen. 

V. MENSCHENRECHTE, DEMOKRATIE UND GUTE LENKUNG 
24. Wir werden keine Mühen scheuen, um die Demokratie zu 
fördern und die Rechtsstaatlichkeit sowie die Achtung aller in-
ternational anerkannten Menschenrechte und Grundfreiheiten 
einschließlich des Rechts auf Entwicklung zu stärken. 

25. Wir treffen daher den Beschluss, 

• die Allgemeine Erklärung der Menschenrechte27 voll-
inhaltlich zu achten und ihr Geltung zu verschaffen; 

• uns um den vollen Schutz und die Förderung der bür-
gerlichen, politischen, wirtschaftlichen, sozialen und 
kulturellen Rechte für alle in allen unseren Ländern zu 
bemühen; 

• in allen unseren Ländern die Kapazitäten zur Anwen-
dung der Grundsätze und Verfahren der Demokratie 
und zur Achtung der Menschenrechte, einschließlich 
der Rechte von Minderheiten, zu stärken; 

• alle Formen der Gewalt gegen Frauen zu bekämpfen 
und das Übereinkommen zur Beseitigung jeder Form 
von Diskriminierung der Frau28 umzusetzen; 

• Maßnahmen zu ergreifen, um die Achtung und den 
Schutz der Menschenrechte von Migranten, Wander-
arbeitnehmern und ihren Familien zu gewährleisten, 
die in vielen Gesellschaften immer häufiger vorkom-
menden rassistischen und fremdenfeindlichen Hand-
lungen zu beseitigen und in allen Gesellschaften grö-
ßere Harmonie und Toleranz zu fördern; 

• gemeinsam auf integrativere politische Prozesse hin-
zuarbeiten, die allen Bürgern in allen unseren Ländern 
echte Mitsprache ermöglichen; 

 
25 Siehe Umweltprogramm der Vereinten Nationen, Convention on Biological 
Diversity (Zentrum für Aktivitäten des Programms für Umweltrecht und Um-
weltinstitutionen), Juni 1992. 
26 A/49/84/Add.2, Anhang, Anlage II. 
27 Resolution 217 A (III). 
28 Resolution 34/180, Anlage. 

• die Freiheit der Medien zur Wahrnehmung ihrer wich-
tigen Funktion und das Recht der Öffentlichkeit auf 
Zugang zu Information zu gewährleisten. 

VI.    SCHUTZ DER SCHWÄCHEREN 

26. Wir werden keine Mühen scheuen, um sicherzustellen, 
dass Kinder und alle Mitglieder der Zivilbevölkerung, die den 
Folgen von Naturkatastrophen, Völkermord, bewaffneten Kon-
flikten und anderen humanitären Notsituationen unverhältnis-
mäßig stark ausgesetzt sind, in jeder Hinsicht Hilfe und Schutz 
erhalten, damit sie so bald wie möglich wieder ein normales 
Leben führen können. 

 Wir treffen daher den Beschluss, 

• den Schutz von Zivilpersonen in komplexen Notsitua-
tionen in Übereinstimmung mit dem humanitären 
Völkerrecht auszuweiten und zu verstärken; 

• die internationale Zusammenarbeit, namentlich auch 
die Lastenteilung mit Ländern, die Flüchtlinge aufge-
nommen haben, und die Koordinierung der humanitä-
ren Hilfe für diese Länder zu verstärken und allen 
Flüchtlingen und Vertriebenen zur freiwilligen Rück-
kehr an ihre Heimstätten in Sicherheit und Würde und 
zu einer reibungslosen Wiedereingliederung in ihre 
Gesellschaft zu verhelfen; 

• die Ratifikation und vollinhaltliche Durchführung des 
Übereinkommens über die Rechte des Kindes29 und 
der dazugehörigen Fakultativprotokolle betreffend die 
Beteiligung von Kindern an bewaffneten Konflikten 
sowie den Kinderhandel, die Kinderprostitution und 
die Kinderpornografie30 zu befürworten. 

VII.  DECKUNG DER BESONDEREN BEDÜRFNISSE AFRIKAS 

27. Wir werden die Konsolidierung der Demokratie in Afrika 
unterstützen und den Afrikanern bei ihrem Kampf um 
dauerhaften Frieden, die Beseitigung der Armut und eine 
nachhaltige Entwicklung behilflich sein und Afrika so in die 
Weltwirtschaft integrieren. 

28. Wir treffen daher den Beschluss, 

• den politischen und institutionellen Strukturen der 
sich herausbildenden Demokratien in Afrika volle Un-
terstützung zukommen zu lassen; 

• die regionalen und subregionalen Mechanismen zur 
Konfliktverhütung und zur Förderung der politischen 
Stabilität zu unterstützen und einen verlässlichen Zu-
fluss von Ressourcen für Friedenssicherungseinsätze 
auf dem afrikanischen Kontinent sicherzustellen; 

• Sondermaßnahmen zu ergreifen, um den Heraus-
forderungen der Armutsbeseitigung und nachhaltigen 
Entwicklung in Afrika zu begegnen, einschließlich 
Schuldenerlass, Verbesserung des Marktzugangs, 

 
29 Resolution 44/25, Anlage. 
30 Resolution 54/263, Anlagen I und II. 
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Verstärkung der öffentlichen Entwicklungshilfe und 
Erhöhung ausländischer Direktinvestitionen sowie 
Technologietransfer; 

• Afrika zu helfen, die Kapazitäten aufzubauen, die es 
braucht, um der Ausbreitung der HIV/Aids-Pandemie 
und anderer Infektionskrankheiten entgegenzuwirken. 

VIII.   STÄRKUNG DER VEREINTEN NATIONEN 

29. Wir werden keine Mühen scheuen, um die Vereinten Nati-
onen zu einem wirksameren Instrument zur Verfolgung aller 
nachstehend genannten Prioritäten zu machen: Kampf um die 
Entwicklung aller Völker der Welt, Kampf gegen Armut, Un-
wissenheit und Krankheit, Kampf gegen Ungerechtigkeit, 
Kampf gegen Gewalt, Terror und Kriminalität und Kampf ge-
gen die Schädigung und Zerstörung unserer gemeinsamen 
Heimat. 

30. Wir treffen daher den Beschluss, 

• die zentrale Rolle der Generalversammlung als wich-
tigstes Beratungs-, richtliniengebendes und repräsen-
tatives Organ der Vereinten Nationen zu bekräftigen 
und sie zu befähigen, diese Rolle wirksam wahrzu-
nehmen; 

• uns verstärkt darum zu bemühen, eine umfassende 
Reform des Sicherheitsrats in allen Aspekten herbei-
zuführen; 

• den Wirtschafts- und Sozialrat aufbauend auf seinen 
jüngsten Erfolgen weiter zu stärken, um ihm zu hel-
fen, die ihm in der Charta übertragene Aufgabe zu er-
füllen; 

• den Internationalen Gerichtshof zu stärken, um Ge-
rechtigkeit und die Herrschaft des Rechts in den in-
ternationalen Angelegenheiten zu gewährleisten; 

• regelmäßige Konsultationen und die Koordinierung 
zwischen den Hauptorganen der Vereinten Nationen 
bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben zu fördern; 

• sicherzustellen, dass die Organisation rechtzeitig und 
berechenbar mit den Mitteln ausgestattet wird, die sie 
benötigt, um die ihr übertragenen Mandate zu erfül-
len; 

• das Sekretariat nachdrücklich aufzufordern, diese 
Mittel im Einklang mit von der Generalversammlung 
vereinbarten klaren Vorschriften und Verfahren im 
Interesse aller Mitgliedstaaten optimal einzusetzen, 
indem es sich der besten verfügbaren Manage-
mentpraktiken und Technologien bedient und sich auf 
diejenigen Aufgaben konzentriert, die die einver-
nehmlichen Prioritäten der Mitgliedstaaten wider-
spiegeln; 

• die Einhaltung des Übereinkommens über die Sicher-
heit von Personal der Vereinten Nationen und beige-
ordnetem Personal31 zu fördern; 

• größere Politikkohärenz und bessere Zusammenarbeit 
zwischen den Vereinten Nationen, ihren Organisatio-
nen, den Bretton-Woods-Institutionen und der Welt-
handelsorganisation sowie anderen multilateralen Or-
ganen zu gewährleisten, mit dem Ziel, zu einem voll 
koordinierten Herangehen an die Probleme des Frie-
dens und der Entwicklung zu gelangen; 

• die Zusammenarbeit zwischen den Vereinten Natio-
nen und den einzelstaatlichen Parlamenten durch die 
Interparlamentarische Union, ihre Weltorganisation, 
auf verschiedenen Gebieten weiter zu verstärken, na-
mentlich in den Bereichen Frieden und Sicherheit, 
wirtschaftliche und soziale Entwicklung, Völkerrecht 
und Menschenrechte, Demokratie und Gleichstel-
lungsfragen; 

• dem Privatsektor, den nichtstaatlichen Organisationen 
und der Zivilgesellschaft insgesamt mehr Gelegenheit 
zu geben, zur Verwirklichung der Ziele und Program-
me der Vereinten Nationen einen Beitrag zu leisten. 

31. Wir ersuchen die Generalversammlung, die bei der Umset-
zung dieser Erklärung erzielten Fortschritte regelmäßig zu 
überprüfen, und bitten den Generalsekretär, regelmäßig Berich-
te zur Prüfung durch die Generalversammlung und als Grund-
lage für das weitere Vorgehen herauszugeben. 

32. Zu diesem historischen Anlass erklären wir erneut feier-
lich, dass die Vereinten Nationen die unverzichtbare Begeg-
nungsstätte der gesamten Menschheitsfamilie sind und dass wir 
uns durch sie bemühen werden, unseren universellen Bestre-
bungen nach Frieden, Zusammenarbeit und Entwicklung kon-
krete Gestalt zu verleihen. Wir versprechen daher, in unserer 
Unterstützung dieser gemeinsamen Ziele nicht nachzulassen, 
und erklären, dass wir entschlossen sind, sie zu erreichen. 

RESOLUTION 54/283 
Verabschiedet auf der 100. Plenarsitzung am 5. September 2000, ohne Abstim-
mung, auf der Grundlage des Resolutionsentwurfs A/54/L.88/Rev.1 und Add.1, 
eingebracht von: Ägypten, Algerien, Aserbaidschan, Bahamas, Barbados, Belarus, 
Belgien, Belize, Benin, Brasilien, Bulgarien, Burkina Faso, Burundi, Costa Rica, 
Côte d�Ivoire, Dänemark, Demokratische Republik Kongo, Deutschland, ehemalige 
jugoslawische Republik Mazedonien, Eritrea, Fidschi, Finnland, Frankreich, Ga-
bun, Griechenland, Guatemala, Guyana, Haiti, Irland, Island, Italien, Jamaika, Ja-
pan, Kambodscha, Kamerun, Kasachstan, Kenia, Kirgisistan, Kroatien, Kuba, Le-
sotho, Liberia, Libysch-Arabische Dschamahirija, Liechtenstein, Luxemburg, Ma-
laysia, Mali, Malta, Marshallinseln, Monaco, Myanmar, Namibia, Nauru, Nicaragua, 
Niederlande, Nigeria, Norwegen, Österreich, Portugal, Republik Moldau, Rumä-
nien, Russische Föderation, San Marino, Saudi-Arabien, Schweden, Senegal, Sim-
babwe, Slowakei, Slowenien, Spanien, St. Kitts und Nevis, Südafrika, Sudan, 
Suriname,Swaziland, Tadschikistan, Thailand, Togo, Trinidad und Tobago, Tsche-
chische Republik, Turkmenistan, Uganda, Ukraine, Ungarn, Vereinigte Republik 
 
31 Resolution 49/59, Anlage. 




